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HANS HIRTER

BUNDESRATSGESCHAFT
DATUM: 13.12.2012
MARC BUHLMANN

Allgemeine Chronik

Grundlagen der Staatsordnung

Foderativer Aufbau
Beziehungen zwischen Bund und Kantonen

Die Kantone Bern, Freiburg, Neuenburg und Solothurn, zu denen sich spater auch noch
der Jura gesellte, beschlossen, einen "Wirtschaftsraum Mittelland” zu grinden. In
diesem Rahmen soll die Zusammenarbeit v.a. im Bildungs-, Wirtschaftsférderungs- und
Verkehrsbereich verbessert und administrative Hindernisse zwischen den beteiligten
Kantonen abgebaut werden. Davon erhoffen sich die Initianten eine strukturelle und
wirtschaftliche Starkung ihrer Region, welche ihre Chancen im Konkurrenzkampf mit
den besser gestellten Wirtschaftszentren Genf/Lausanne und Zirich vergréssern
wlrde. Das Projekt "Wirtschaftsraum Mittelland" fand nicht uneingeschrankte
Zustimmung. Regierungsvertreter aus dem Kanton Waadt meldeten ihre Beflirchtungen
an, dass mit dieser, die Sprachgrenzen Uberschreitenden Zusammenarbeit die
Solidaritat der Romandie geschwacht wurde. Eine Beitrittseinladung beantworteten sie
ablehnend; immerhin bekundeten sie Interesse, sich an speziellen Projekten zu
beteiligen. Einen ahnlich ausgerichteten Zusammenarbeitsvertrag schlossen gegen
Jahresende die sechs Innerschweizer Kantone Luzern, Nid- und Obwalden, Schwyz, Uri
und Zug ab. (Zur Regionalpolitik siehe hier.)’

In Form eines einfachen Bundesbeschlusses haben die Rate jeweils die aufgrund von
kantonalen  Volksabstimmungen  gednderten  kantonalen Verfassungen zu
gewihrleisten. Bedingung ist dabei, dass die kantonalen Anderungen
bundesrechtskonform sind. In der Regel geben diese Gewahrleistungen kaum Anlass zu
grosseren Ratsdebatten (BRG 11.064). Ausnahme dieser Regel stellte im Berichtjahr die
mit der kantonalen Abstimmung vom 15.5.2011 angenommene totalrevidierte Verfassung
des Kantons Schwyz dar. Als problematisch im Sinne der Bundesrechtskonformitat
erwies sich dabei die Neuregelung fur die Wahlen in den Kantonsrat. Diese sieht vor,
dass jede Gemeinde einen Wahlkreis bildet und Anspruch auf mindestens einen Sitz
haben soll. Die Wahlen werden neu im Proporzsystem durchgefihrt. In seiner Botschaft
beantragte der Bundesrat, die neue Schwyzer Verfassung in diesem Punkt nicht zu
gewahrleisten, da die Idee von Verhéaltniswahlen - die maoglichst unverfélschte
Ubersetzung des Wahlerwillens in Sitzanteile - aufgrund des hohen natirlichen
Quorums in den kleinen Wahlkreisen nicht umgesetzt sei. Wegen der unterschiedlichen
Grosse der Wahlkreise komme nicht jeder Wahlerstimme das gleiche politische
Gewicht zu. Die Regierung stitzte sich dabei auf einen Bundesgerichtsentscheid, der
natlrliche Quoren von Uber 10% als unvereinbar mit einem Proporzwahlverfahren
betrachtete. Dies sei in 27 der 30 Schwyzer Gemeinden der Fall, wobei in den 13
Gemeinden mit nur einem Sitz faktisch gar nicht nach Verhaltniswahl gewahlt werden
konne. Im Standerat 16ste der Antrag des Bundesrats in der Wintersession eine
engagierte Debatte aus. Die eine Seite gewichtete den demokratisch gefallten
Entscheid der Schwyzer Stimmbevolkerung als hoher. Die Schwyzerinnen und Schwyzer
hatten sich mit der Annahme der Verfassung fir die Sitzgarantie der kleinen Gemeinden
und das - explizit in der Verfassung erlaubte - Mischverfahren zwischen Majorz- und
Proporzsystem entschieden. Weder das Bundesgericht noch das Parlament dirfe sich
in die kantonale, direktdemokratisch legitimierte Autonomie einmischen. Auf der
anderen Seite wurde argumentiert, dass das Parlament seine Verantwortung und seinen
in der Verfassung verankerten Auftrag wahrnehmen mdisse und nicht
bundesrechtskonforme Verfassungen nicht gewahrleisten durfe. Mit 24 zu 20 Stimmen
obsiegte in der kleinen Kammer schliesslich der Antrag der Kommissionsminderheit, die
Schwyzer Verfassung integral zu gewahrleisten. Damit ging das Geschaft an den
Nationalrat, bei dem es fur das Jahr 2013 traktandiert war. Der Schwyzer Kantonsrat
wollte jedoch nicht auf den Entscheid des nationalen Parlaments warten und setzte die
Verfassung auf den 1.1.2013 provisorisch in Kraft. ?
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BUNDESRATSGESCHAFT
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MARC BUHLMANN

BUNDESRATSGESCHAFT
DATUM: 03.03.2016
MARC BUHLMANN

Die totalrevidierte Verfassung des Kantons Schwyz bzw. die darin enthaltene
Wahlrechtsreform hatte bereits 2012 zu einigen Diskussionen bei der sonst in der Regel
in den Raten kaum debattierten Gewahrleistung kantonaler Verfassungen gefiihrt. Der
Bundesrat hatte, gestutzt auf einen Bundesgerichtsentscheid, der das neue Wahlrecht
des Kantons Schwyz als verfassungswidrig beurteilte, beantragt, das neue
Proporzwahlverfahren aufgrund des hohen natlrlichen Quorums in den
Einerwahlkreisen nicht zu gewahrleisten. Der Standerat widersetzte sich Ende 2012
dieser Empfehlung und stimmte knapp einem Minderheitsantrag auf vollstdndige
Gewahrleistung der neuen Verfassung des Kantons Schwyz zu. Das Geschéaft kam in der
Frihjahrssession in den Nationalrat. Auch dort kam es zu einer ausfuhrlichen Debatte,
in der sich wie im Standerat zwei Argumentationsmuster gegenlberstanden: Eine
vorwiegend blurgerliche Seite setzte sich flr eine direktdemokratisch legitimierte
Kantonsautonomie ein. Die andere Seite - die geschlossenen SP, GP und GLP-
Fraktionen, die Hélfte der FDP Liberale Fraktion, einige Abweichler von CVP und FDP
sowie Heinz Brand (GR) als einziger Abweichler der SVP - betonte, dass der Nationalrat
einen Verfassungsauftrag habe und quasi eine justiziale Verantwortung Ubernehmen
musse, wenn eine kantonale Verfassung nicht bundesrechtkonform sei. Weil die Stimme
eines Wahlberechtigten im Kanton Schwyz nicht tberall ein dhnliches Gewicht habe,
verletze die neue Schwyzer Verfassung Bundesrecht. Mit 94 zu 92 Stimmen bei drei
Enthaltungen folgte die grosse Kammer &usserst knapp dem Vorschlag des Bundesrates
und gewahrleistete die Verfassung des Kantons Schwyz mit Ausnahme des neuen
Wahlrechts (Paragraf 48, Absatz 3). Im Standerat wurde anschliessend und ebenfalls
noch in der Frihjahrssession nur noch Uber den umstrittenen Paragrafen debattiert.
Die kleine Kammer beharrte mit 24 zu 18 Stimmen bei einer Enthaltung auf ihrem
positiven Entscheid, mit dem auch das neue Wahlrecht gewéhrleistet werden sollte. In
der Debatte wurde auch darauf verwiesen, dass man die Nationalratswahlen, die ja
ebenfalls in Einerwahlkreisen mit Quasi-Majorz durchgefihrt wirden, auch nicht
moniere, und dass dies eine Uber hundertjahrige Praxis darstelle. Weil allerdings auch
der Nationalrat, diesmal mit 100 zu 91 Stimmen, erneut auf seinem wenige Tage zuvor
gefallten Entscheid beharrte, wurde Paragraf 48 Absatz 3 der neuen Schwyzer
Kantonsverfassung nicht gewéahrleistet. Konkret bedeutete dies, dass der Kanton
Schwyz ein neues Wahlgesetz ausarbeiten muss. Bis Ende Jahr lagen hierflr nicht
weniger als zehn verschiedene Vorschlage vor. Der abschlagige Entscheid des
Nationalrats verhinderte zwar einen Konflikt zwischen nationaler Legislative und
Judikative, |6ste aber in der Innerschweiz grosse Empodrung aus. In den Kantonen Zug,
in dem ebenfalls eine Reform des Wahlrechts anstand, und Graublnden, wo das in
juristischen Kreisen ebenfalls umstrittene, reine Majorzverfahren gilt, wurde sogar laut
Uber eine Standesinitiative nachgedacht, die eine Anderung der Bundesverfassung
fordert, damit sich der Bund und das Bundesgericht nicht mehr in kantonale
Angelegenheiten einmischen kénnen. Allerdings nahm die Zuger Bevdlkerung entgegen
der Empfehlung der burgerlichen Parteien Ende September das bundesrechtskonforme
Doppelproporzverfahren an (so genannter doppelter Pukelsheim). Dieselbe
Entscheidung fiel auch im Kanton Nidwalden. Die bisher als Formsache geltende
Gewahrleistung kantonaler Verfassungsanderungen durfte auch in Zukunft zu reden
geben, da im Berichtsjahr in einzelnen Kantonen verfassungsrechtlich heikle Initiativen
angenommen wurden - so etwa das Burkaverbot im Kanton Tessin oder die
Einblrgerungsinitiative im Kanton Bern. *

Nachdem kantonale Verfassungsdnderungen aufgrund umstrittener angenommener
Initiativen in den Kantonen Tessin und Bern im Vorjahr noch zu einigen Debatten
gefuhrt hatten, entsprach das jahrlich wiederkehrende Geschaft in der
Frihjahrssession 2016 in beiden Kammern wieder dem Courant normal. Keine der
Anderungen in den Kantonsverfassungen von Luzern, Schwyz, Glarus, Solothurn, Basel-
Stadt oder Appenzell Innerrhoden gaben Anlass zu Beanstandungen. Beide Rate
gewihrleisteten die neuen Verfassungen diskussionslos. *

NQ, 3.10.94.; 2.3.94; 2.6.94; 4.10.94; 14.12.94; 18.12.94.; 07.07.94; 29.07.94,19.9.94; 31.10.94; Bund, 11.11.94; NZZ, 8.12.94.;
Presse vom 25.6.94.

2) BBI, 2012, S. 7913 ff.; AB SR, 2012, § 957 ff.; Bundesgerichtsentscheid: 136 | 376; NZZ, 13.12.12.

3) AB NR, 2013, S. 187 ff.; AB NR, 2013, S. 342 ff. ; AB SR, 2013, S. 176 ff. ; BBI. 2013, S. 3621; weitere, im Berichtsjahr nicht
umstrittene Gewahrleistungen: BRG 12.077 (GL, Al, AG, TG, VD, NE, GE); BGR 12.094 (SO, BL, Al, GR, AG); BRG 13.047 (UR, SO,
BL, GR, AG, NE, GE); BRG 13.089 (GE); NZZ, 11.3.,12.3.,15.3., 16.3., 19.3., 30.3., 6.4., 3.5., 4.9., 23.9., 14.10. und 30.11.13.

4) AB NR, 2016, S. 150f.; AB SR, 2016, S. 5
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